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Um das deutsche Wertpapierrecht und das dazugehörige Aufsichtsrecht zu modernisieren, haben BMJV und BMF einen Refe-

rentenentwurf vorgelegt, dessen zentraler Bestandteil die Einführung des neuen Gesetzes über elektronische Wertpapiere

(eWpG) ist. Mit der Etablierung digitaler Wertpapiere wird einer der zentralen Bausteine der Blockchainstrategie der Bundes-

regierung sowie des gemeinsamen Eckpunktepapiers des BMF und des BMJV zu elektronischen Wertpapieren umgesetzt.

Nach aktueller Rechtslage sind Finanzinstrumente, die zivilrechtlich als Wertpapiere gelten, in einer Urkunde zu verbriefen.

Die Papierurkunde ist Anknüpfungspunkt für die sachenrechtlichen Übertragungstatbestände und sie trägt u.a. dem Ver-

kehrsschutz potentieller Erwerber Rechnung. Um die Verkehrsfähigkeit von Wertpapieren und den rechtssicheren Erwerb

gleichwohl zu gewährleisten, bedarf es eines geeigneten Ersatzes der Papierurkunde, z.B. durch Eintragung in ein Register

auf Basis der Blockchain-Technologie. Durch den vorliegenden Regelungsvorschlag wird zudem aufsichtsrechtliche Klarheit

geschaffen: Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wird die Erbringung der Emission und das Führen dezentra-

ler Register als neue Finanzdienstleistungen nach dem eWpG, dem KWG und der Zentralverwahrer-Verordnung überwachen.

Der Entwurf unterscheidet zwischen der Führung eines zentralen elektronischen Wertpapierregisters durch einen Zentralver-

wahrer sowie der Führung von unter anderem durch Distributed-Ledger-Technologien ermöglichten Registern zur Begebung

elektronischer Schuldverschreibungen (PM BMJV und BMF vom 11.8.2020).

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Die Woche im Blick | Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: „VW-Dieselskandal“ – Nutzungsvor-

teile können Schadensersatzanspruch voll-

ständig aufzehren und keine „Deliktszin-

sen“ für geschädigte VW-Käufer

Der VI. Zivilsenat hat mit Urteil vom 30.7.2020 –

VI ZR 354/19 – in einem VW-Dieselfall entschie-

den, dass die vorzunehmende Anrechnung der

vom Kläger durch den Gebrauch des Fahrzeugs

gezogenen Nutzungsvorteile (vgl. Senatsurteil

vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19) den Kaufpreis-

erstattungsanspruch vollumfänglich aufzehren

kann. Dabei kann zur Berechnung des Wertes

der Nutzungsvorteile Formel „Bruttokaufpreis

mal gefahrene Strecke seit Erwerb geteilt durch

erwartete Restlaufleistung im Erwerbszeitpunkt“

herangezogen werden.

Einen Anspruch des Klägers auf sog. „Deliktszin-

sen“ nach § 849 BGB ab Zahlung des Kaufpreises

hat der VI. Zivilsenat ebenfalls verneint, da vorlie-

gend einer Anwendung des § 849 BGB aber je-

denfalls der Umstand entgegenstand, dass der

Kläger als Gegenleistung für die Hingabe des

Kaufpreises ein in tatsächlicher Hinsicht voll nutz-

bares Fahrzeug erhalten hat; die tatsächliche

Möglichkeit, das Fahrzeug zu nutzen, kompen-

sierte den Verlust der Nutzungsmöglichkeit des

Geldes. Eine Verzinsung gemäß § 849 BGB ent-

spricht in einem solchenFall nicht demZweck der

Vorschrift, mit einem pauschalierten Mindestbe-

trag den Verlust der Nutzbarkeit einer entzoge-

nenoder beschädigtenSacheauszugleichen.
(PM BGH Nr. 098/2020 vom 30.7.2020)

BGH: „VW-Dieselfall“ – kein Schadensersatz-

anspruchbeiGebrauchtwagenkaufnachAuf-

deckungdes „Dieselskandals“

Der VI. Zivilsenat hat mit Urteil vom 30.7.2020 –

VI ZR 5/20 – entschieden, dass demKäufer, der ei-

nen mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung

versehenen Gebrauchtwagen erst nach Bekannt-

werdendes sog.Dieselskandalsgekaufthat, keine

Schadensersatzansprüchezustehen.

War das Verhalten der Beklagten gegenüber

Käufern, die ein mit einer illegalen Abschalt-

einrichtung versehenes Fahrzeug vor dem

22.9.2015 erwarben, sittenwidrig (vgl. Senatsur-

teil vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19, Rn. 16 ff.),

so wurden durch die vom Berufungsgericht fest-

gestellte Verhaltensänderung der Beklagten we-

sentliche Elemente, die das Unwerturteil ihres

bisherigen Verhaltens gegenüber bisherigen

Käufern begründeten, derart relativiert, dass der

Vorwurf der Sittenwidrigkeit bezogen auf ihr Ge-

samtverhalten gerade gegenüber dem Kläger

nicht mehr gerechtfertigt ist.
(PM BGH Nr. 101/2020 vom 30.7.2020)

BGH: Unwirksame Entgeltklausel für Basis-

konto

Die indenAllgemeinenGeschäftsbedingungenei-

nes Kreditinstituts enthaltene Entgeltklausel für

ein Zahlungskonto mit grundlegenden Funktio-

nen (Basiskonto) unterliegt nach § 307 Abs. 3

Satz 1 BGB der richterlichen Inhaltskontrolle. Sie

ist im Verkehr mit Verbrauchern gemäß § 307

Abs. 1 Satz 1, Abs. 2Nr. 1 BGB, § 41Abs. 2 ZKGun-

wirksam, wenn bei der Bemessung des Entgelts

das kontoführende Institut den mit der Führung

von Basiskonten verbundenen Mehraufwand al-

leinaufdie Inhaber vonBasiskontenumgelegthat.

BGH, Urteil vom 30.6.2020 – XI ZR 119/19
(Amtliche Leitsätze)
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Gesetzgebung
BMJV: Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-

rung der strafrechtlichen Bekämpfung der

Geldwäsche veröffentlicht

DasBMJVhat am11.8.2020denEntwurf einesGe-

setzes zur Verbesserung der strafrechtlichen Be-

kämpfung der Geldwäsche veröffentlicht. Der Re-

ferentenentwurf ist inengerZusammenarbeitmit

dem Bundesministerium der Finanzen erarbeitet

worden. Länder und Verbände können bis zum

7.9.2020 dazu Stellung nehmen. Der Gesetzent-

wurf setzt die Richtlinie (EU) 2018/1673 des Euro-

päischenParlaments und des Rates überdie straf-

rechtlicheBekämpfungderGeldwäscheum.

DerGesetzentwurfenthält folgendeKernpunkte:

Jede Straftat kann Vortat der Geldwäsche sein: Der

neu gefasste Straftatbestand soll künftig alle

Straftaten als Vortaten der Geldwäsche einbezie-

hen.Das isteinParadigmenwechsel imdeutschen

Geldwäschestrafrecht.DurchdenVerzichtaufden

Vortatenkatalog wird künftig die Kriminalitätsbe-

kämpfung in diesem Bereich deutlich effektiver,

da eine Geldwäsche-Strafbarkeit damit deutlich

häufiger als bisher greifen wird. Delikte wie Dieb-

stahl, Unterschlagung, Raub, Betrug und Untreue

kommen bisher als Vortaten der Geldwäsche nur

inBetracht,wenndiesegewerbsmäßigoderdurch

Banden begangen wurden. Der Nachweis war in

derStrafverfolgungspraxisoft schwierig.

Strafrahmen: Der Strafrahmen soll wie bisher bei

Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren oder Geld-

strafe liegen. Inbesonders schwerenFällen, insbe-

sondere wenn der Täter gewerbsmäßig oder als

Mitglied einer Bande handelt, soll der Straftatbe-

stand der Geldwäsche wie bisher sechs Monate

biszuzehnJahreFreiheitsstrafevorsehen.

Ermittlungsbefugnisse: Besonders grundrechtsre-

levante Ermittlungsbefugnisse der Strafverfol-

gungsbehörden wie die Telekommunikations-

überwachung und die Onlinedurchsuchung sol-

len–wiebisher–bei schwerwiegendenFällender

Geldwäsche bestehen. Die Einbeziehung auch

leichterKriminalitätwäreunverhältnismäßig.

ZuständigkeitderWirtschaftsstrafkammern: Künftig

sollen die Wirtschaftsstrafkammern der Landge-

richte für Geldwäsche-Verfahren zuständig sein,

soweit zurBeurteilungdesFallesbesondereKennt-

nisse desWirtschaftslebens erforderlich sind.

(PM BMJV vom 11.8.2020)
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